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Antrag 

der Abgeordneten Christian Sterzing, Angelika Beer, Winfried Nachtwei, Halo 
Saibold, Christa Nickels und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Die Europäische Union muß zum Motor für eine zivile Außenpolitik werden 


Der Bundestag wolle beschließen: 


1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Mit großer Sorge beobachtet der Deutsche Bundestag, daß sich auf 
der europäischen Regierungskonferenz bei der Reform der Ge- 
meinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP, „2.' Säule") ent- 
scheidende Weichenstellungen abzeichnen, die den Charakter der 
Europäischen Union als bislang ausschließlich zivile Organisation 
grundlegend verändern. Damit verstärken sich die Befürchtungen 
einer Militarisierung der Europäischen Union, die bereits Maas- 
tricht 1 geweckt hatte. Diese Entwicklung droht die positiven An- 
sätze einer zivil orientierten Außenpolitik der EU zu verschütten. 
Während es in Teilbereichen Ansätze für eine Reform der Ent- 
scheidungsverfahren gibt, die die Handlungsfähigkeit der Union 
im Rahmen der GASP steigern können, ist zu befürchten, daß die 
Ziele einer stärkeren Kohärenz der außenpolitischen Aktivitäten 
der EU, der Stärkung ihrer demokratischen Kontrolle und einer 
echten Vergemeinschaftung der Außenpolitik verfehlt werden. Die 
Bundesregierung hat sich bislang in ihren Reformvorschlägen dar- 
auf beschränkt, die Integration der WEU in die EU voranzutreiben. 
Diese Schwerpunktsetzung auf den Ausbau der militärischen Ka- 
pazitäten der EU hat dazu geführt, daß die notwendige Stärkung 
der zivilen Aspekte der gemeinsamen Außenpolitik vernachlässigt 
wurde. 


Die gemeinschaftlichen Strukturen der GASP stärken 

Der Deutsche Bundestag begrüßt alle Bestrebungen, im Rahmen 
einer Politik der Selbsteinbindung die Strukturen einer gemein- 
samen europäischen Außenpolitik in der EU zu stärken. 

Grenzüberschreitende, internationale Zusammenarbeit und Inte- 
gration ist ein wesentliches Element einer friedensfähigen, auf 
Konfliktverhütung gerichteten Politik. Bedeutung und Notwen- 
digkeit einer gemeinsamen Außenpolitik der EU sind mit dem 
Ende der Ost-West-Konfrontation angesichts wachsender kriege- 
rischer Auseinandersetzungen in der Welt und den Anforderun- 
gen der Globalisierung gestiegen. 
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Der „Intergouvernementalisierung" der Außenpolitik entgegen- 
wirken 

Mit Sorge beobachtet der Deutsche Bundestag allerdings, daß der 
supranationale Charakter außenpolitischer Handlungsfelder der 
Europäischen Gemeinschaft („1. Säule - z. B. in der Außen wirt- 
schafts- , der Handels- und Entwicklungspolitik - immer stärker zu- 
gunsten intergouvernementaler Strukturen der 2. Säule zurück- 
gedrängt wird. Die Institutionen der GASP werden gestärkt und 
die interg ouvernementalen Entscheidungsverfahren beim Rat aus- 
differenziert. Nur eine Übertragung der Gemeinschaftsverfahren 
aus der 1. in die 2. Säule gewährleistet jedoch ein Mindestmaß an 
demokratischer Kontrolle durch das Europäische Parlament, er- 
möglicht die Formulierung eines „europäischen Gemeinschaftsin- 
teresses" durch die Kommission und stellt die innere Kohärenz der 
Außenbeziehungen der EU sicher. 

Der Deutsche Bundestag kritisiert in diesem Zusammenhang die 
vorliegenden Vorschläge zur Einrichtung einer Strategieplanungs- 
und Frühwarneinheit und zur Schaffung eines Amtes für einen 
außenpolitischen Repräsentanten der EU beim Rat, die auch von 
der Bundesregierung unterstützt werden. Beide Einrichtungen 
sind zwar grundsätzlich geeignet, die Kapazitäten für die Formu- 
lierung einer gemeinsamen Außenpolitik zu verbessern und da- 
durch die außenpolitische Handlungsfähigkeit der EU zu steigern. 
Indem sie jedoch institutionell nicht bei der Kommission, sondern 
beim Rat verankert werden sollen, werden die Handlungskompe- 
tenzen der Kommission in außenpolitischen Angelegenheiten fak- 
tisch geschwächt und die Gemeinschaftsmechanismen weiter 
zurückgedrängt. 


Die Kohärenz aller außenpolitischen Handlungsfelder der EU 
sichern 

Besorgt stellt der Deutsche Bundestag fest, daß die bislang von- 
einander rechtlich und zum Teil politisch getrennten außenpoliti- 
schen und außenwirtschaftlichen Politikbereiche nicht einem ein- 
heitlichen Gemeinschaftsmechanismus unterworfen werden und 
der Gegensatz zwischen 1. und 2. Säule bestehen bleibt. Damit tritt 
die Verklammerung der GASP mit den anderen außenpolitischen 
Handlungsfeldern, die bereits in den Gemeinschaftsmechanismus 
integriert sind, in den Hintergrund. Die Chance, durch eine Ver- 
einheitlichung der Strukturen und Entscheidungsmechanismen 
das außenpolitische Instrumentarium der EU auszuweiten und aus- 
zudifferenzieren, um die zivilen Elemente europäischer Außenpo- 
litik zu stärken, wurde damit vertan. 


Die Handlungsfähigkeit durch Mehrheitsabstimmungen im Rat 
erhöhen 

Der Deutsche Bundestag begrüßt, daß die Regierungskonferenz 
prinzipiell an der Einstimmigkeit in grundsätzlichen Fragen fest- 
hält und gleichzeitig den zweistufigen Entscheidungsprozeß in der 
GASP ausbauen will, bei dem auf der Grundlage einstimmiger Ent- 
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Scheidungen in einer zweiten Stufe mit Mehrheit über die kon- 
krete Durchführung der Gemeinschaftspolitiken entschieden wird. 
Diese „Zweistufigkeit" des Verfahrens könnte die Handlungs- 
fähigkeit verbessern. Dies gilt insbesondere für die Einführung ei- 
nes neuen Instruments einer „Gemeinsamen Strategie" bezüglich 
bestimmter Probleme und Regionen sowie für die Möglichkeit ei- 
ner „konstruktiven Enthaltung". 

Zu großer Besorgnis geben allerdings Vorschläge Anlaß, die eine 
„gemeinschaftliche Aktion mit militärischem Bezug" im Rahmen 
der EU ermöglichen wollen, indem sie das Erfordernis der Ein- 
stimmigkeit im Rahmen einer „verstärkten Zusammenarbeit" 
(„Flexibilität") durch eine Beauftragung der WEU umgehen. Eine 
derartige Regelung kann nach Überzeugung des Deutschen Bun- 
destages zur Herausbildung eines militärpolitischen Kerneuropas 
führen, damit zur Spaltung der EU beitragen und den gemein- 
schaftlichen Integrationsprozeß gefährden. Darüber hinaus läßt sie 
eine Korrektur des einmal erreichten Standes der militärischen In- 
tegration nicht zu, da diese verbindliche Vorgaben für etwaige 
„Nachzügler" macht. Die gemeinsame außenpolitische Hand- 
lungsfähigkeit eines Teils der EU-Mitgliedstaaten rechtfertigt kei- 
ne Gefährdung des gemeinschaftlichen solidarischen Integra- 
tionsprozesses, an dem alle Mitgliedstaaten gleichberechtigt 
beteiligt sind. 


Die Militarisierung der GASP verhindern 

Mit großer Besorgnis stellt der Deutsche Bundestag fest, daß das 
zentrale Element der Reform der GASP eine Verstärkung der mi- 
litärischen Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten dar- 
stellt. Durch die Aufnahme der Petersberg-Aufgaben in den EU- 
Vertrag werden die Voraussetzungen für eine europäische 
Interventionsarmee geschaffen, die - ohne nach den bisher vor- 
liegenden Formulierungsvorschlägen noch nicht einmal an ein 
VN- oder OSZE-Mandat gebunden zu sein - auch Kampfeinsätze 
zur Friedenserzwingung durchführen können soll. Der Deutsche 
Bundestag lehnt insbesondere die Initiative Deutschlands und 
Frankreichs ab, im Rahmen eines Protokolls zu den Verträgen 
durch ein Phasenmodell die Integration der WEU in die EU bis hin 
zur völligen Verschmelzung voranzutreiben. Dem Europäischen 
Rat der EU soll dabei eine Leitlinienkompetenz für die WEU ein- 
geräumt werden. Diese Einbeziehung einer militärischen Dimen- 
sion hebt die bislang bestehende strikte Trennung von zivilen und 
militärischen Strukturen auf, verändert den Charakter der EU 
nachhaltig und konterkariert die Entmilitarisierungsbemühungen 
in Europa. 

Das Ergebnis des Integrationsprozesses hin zu einer Politischen 
Union mit einer Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik darf 
nicht eine europäische Militärmacht sein, die das Modell des Na- 
tionalstaats des 19. Jahrhunderts mit einem entsprechenden welt- 
politischen militärgestützten Anspruch lediglich auf supranatio- 
nale Ebene transferiert. Das Ziel einer zivilen Rolle Europas in der 
Welt kann nur durch eine Entmilitarisierung der Politik, eine um- 
fassende Abrüstung und den Ausbau kollektiver Sicherheits- 
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Strukturen erreicht werden. Jede Erweiterung der EU um eine mi- 
litärische Dimension würde eine Rechtfertigung für einen neuen 
Schub der Auf- und Umrüstung bedeuten. Die Reform der GASP 
muß deshalb durch die Schaffung neuer ziviler Handlungsmög- 
lichkeiten für eine vergemeinschaftete Außenpolitik neue sicher- 
heitspolitische Perspektiven auf europäischer Ebene eröffnen. Im 
Hinblick auf die Erweiterung der EU muß sie zum Motor einer ge- 
meinsamen wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung werden. 
Auf der Regierungskonferenz sind deshalb die vertraglichen Vor- 
aussetzungen zu schaffen, die eine Weiterentwicklung der EU als 
Keimzelle einer gesamteuropäischen Friedensordnung sichern. 


Die demokratische Kontrolle stärken 

Mit großer Sorge stellt der Deutsche Bundestag fest, daß die Re- 
formen der GASP nach dem augenblicklichen Beratungsstand auf 
der Regierungskonferenz die Schere zwischen Kompetenzen und 
parlamentarischer Kontrolle noch weiter öffnet. Während die Ent- 
scheidungen bei der Durchführung der GASP mit Mehrheit ge- 
troffen und damit dem Einfluß der nationalen Parlamente weiter 
entzogen werden, bleibt es bei den unzureichenden Unterrich- 
tungs- und Anhörungsrechten des Europäischen Parlaments (EP), 
die eine weitgehende Ausschaltung der demokratischen Kontrol- 
le und der parlamentarischen Mitwirkungsmöglichkeiten durch 
das EP bedeuten. Mit Bestürzung muß der Deutsche Bundestag 
zudem zur Kenntnis nehmen, daß sogar die beschränkten Haus- 
haltsrechte, die sich das EP seit dem Maastrichter Vertrag erkämpft 
hat, nunmehr wegfallen sollen. Diese Form der „Vergemeinschaf- 
tung'' von Kompetenzen führt zu einer eklatanten Vertiefung des 
demokratischen Defizits. 


II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, sich 
auf der Regierungskonferenz für eine Steigerung der außenpo- 
litischen Handlungsfähigkeit der „Zivilmacht Europa" unter de- 
mokratischen Vorzeichen einzusetzen und allen Bestrebungen 
entgegenzuwirken, die auf eine Einbeziehung militärischer Kom- 
ponenten in die GASP abzielen. 


Die vorrangigen Ziele einer Reform der Gemeinsamen Außen- und 

Sicherheitspolitik müssen sein: 

1 . Die Einbeziehung einer militärischen Dimension in die EU wird 
abgelehnt, einschließlich des Verweises auf die militärischen 
Einsätze entsprechend der Pertersberg -Aufgaben der WEU. 
Die EU erhält keine Leitlinienkompetenz für die WEU. Die bei 
Maastricht 1 eröffnete Option einer stärkeren Anbindung der 
WEU an die EU, insbesondere das von Deutschland maßgeb- 
lich verfolgte Phasenmodell einer Integration der WEU in die 
EU, wird nicht weiter verfolgt. 

2. Das Ziel der zivilen, auf Konfliktverhütung und -prävention ge- 
richteten Außenpolitik der EU wird im Vertrag festgelegt. 
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3. Die EU stärkt die Kohärenz ihrer bislang in allen drei Pfeilern 
enthaltenen außenpolitischen Aktivitäten. Dabei verankert sie 
bei konkurrierenden Rechtsgrundlagen eine Priorität der 
Außenbeziehungen der 1. Säule. 

4. Die Koordinationsrolle der Kommission wird gestärkt. Sollte 
der Generalsekretär des Rates die Rolle eines „Mister GASP" 
zugeschrieben bekommen, dem die Vertretung der Außenpo- 
litik der EU nach außen obliegt, so wird eine enge Abstimmung 
mit dem Kommissar für Außenbeziehungen gewährleistet. 

5. Die angestrebte Planungs- und Analyseeinheit wird unter Be- 
teiligung des Ratssekretariats und von Vertretern der Außen- 
ministerien der Mitgliedstaaten bei der Kommission angesie- 
delt. 

6. Für die GASP gilt allgemein ein zweistufiges Entscheidungs- 
verfahren, wie es teilweise schon im Maastrichter Vertrag vor- 
gesehen war: Der Rat entscheidet einstimmig über die Grund- 
linien der GASP (Strategien, Standpunkte, Aktionen), über 
deren Durchführung dann mit qualifizierter Mehrheit ent- 
schieden wird. 

7. Die Anhörungsrechte des EP in Fragen der GASP werden aus- 
geweitet; Kommission und Rat haben eine Abweichung von 
Stellungnahmen des EP vor diesem zu begründen. In Fragen 
der Finanzierung der GASP wird dem EP das normale Haus- 
haltsrecht für nichtobligatorische Ausgaben gewährt. 

8. Eine Flexibilisierung der GASP findet allein über das Instru- 
ment der „wohlwollenden Enthaltung" statt; die Herausbil- 
dung eines Kerns von Staaten - etwa der WEU-Mitglieder -, 
die eine institutionalisierte engere Kooperation im Rahmen der 
Gemeinsamen Außenpolitik der EU betreiben, wird abgelehnt. 


Bonn, den 5. Juni 1997 

Christian Sterzing 
Angelika Beer 
Winfried Nachtwei 
Halo Saibold 
Christa Nickels 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 


Begründung 

Die Reform der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik 
(GASP) ist ein Kernpunkt der im Maastrichter Vertrag vorgesehe- 
nen Regierungskonferenz. Die Steigerung der Handlungsfähigkeit 
wurde deshalb als Reformziel proklamiert: Die außenpolitischen 
Maßnahmen der Union sollen „kohärenter, effizienter und sicht- 
barer" gemacht werden. Dahinter verbirgt sich weit mehr als die 
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Reform von Verfahren und Institutionen, hier geht es auch um Wei- 
chenstellungen. 

Die gegenwärtigen Debatten über Verfahrensreformen und die Er- 
richtung einer militärischen Säule für die EU verschleiern viele Pro- 
bleme und wecken illusionäre Hoffnungen. Die Schaffung ver- 
traglicher Voraussetzungen für eine stärkere Vergemeinschaftung 
der Außen- und Sicherheitspolitik garantiert keineswegs eine ge- 
meinsame Politik, denn durch die Einführung gemeinschaftlicher 
Verfahren werden außenpolitische Interessensgegensätze und 
Konkurrenzen - wie z. B. im Falle Bosnien oder Naher Osten - nicht 
eliminiert. Der Ruf nach neuen Verfahren kann nicht den politi- 
schen Willen zu mehr außenpolitischer Gemeinsamkeit ersetzen. 

Die Diskussion über die unzulängliche GASP und mögliche Re- 
formen läßt darüber hinaus manchmal vergessen, daß außerhalb 
der GASP die EU in vielfältiger Weise aktiv eine gemeinsame 
Außenpolitik betreibt, z. B. in den vergemeinschafteten Bereichen 
der Außenhandelspolitik, der Entwicklungszusammenarbeit, der 
Agrar- und Umwelt- sowie Wirtschafts- und Finanzpolitik. Inso- 
weit darf die GASP nicht mit der Außenpolitik der EU gleichge- 
setzt werden. Auch außerhalb der GASP wirkt die EU in vielfälti- 
ger Weise auf die internationalen Beziehungen ein. Dies 
unterstreicht die Notwendigkeit eines einheitlichen Konzepts für 
die Außenpolitik im Gemeinschaftsrahmen, das aber bisher nicht 
erkennbar ist. Die Verengung der Debatte auf sicherheits- und mi- 
litärpolitische Fragen erweckt zudem den Eindruck, die außenpo- 
litische Handlungsfähigkeit der EU hänge allein von der Vertie- 
fung der militärischen Zusammenarbeit ab. Die außenpolitische 
Dimension der zivilen Gemeinschaftspolitiken wird damit un- 
zulässigerweise in den Hintergrund gedrängt, das bereits existie- 
rende nicht-militärische außenpolitische Instrumentarium der EU 
gerät aus dem Blick. 

Reformanstrengungen müßten folglich auf die Stärkung der zivi- 
len Aspekte der Außen- und Sicherheitspolitik zielen. Zivile und 
militärische Strukturen müssen strikt getrennt werden. Die Aus- 
weitung und Differenzierung des außenpolitischen Instrumentari- 
ums der EU muß zu einer Stärkung der zivilen Komponente der 
GASP führen und kann dazu beitragen, Militarisierungstenden- 
zen zurückzudrängen. Eine gemeinsame Sicherheitspolitik in Eu- 
ropa muß die Abrüstung vorhandener Militärsysteme vorantreiben 
und durch eine entschlossene Konversionspolitik den sozialver- 
träglichen Abbau von Rüstungsproduktion und Rüstungsexporten 
initiieren. Das Ziel einer zivilen Rolle Europas in der Welt kann 
dauerhaft nur durch eine Entmilitarisierung der Politik und den 
Ausbau kollektiver Sicherheitsstrukturen z.B. im Rahmen der 
OSZE erreicht werden. Damit würde die „Zivilmacht" Europa in- 
ternational zur Zivilisierung der Außenpolitik beitragen. 

Die absehbare, wenn auch im einzelnen noch nicht endgültig ge- 
klärte GASP-Reform geht hier unzweifelhaft in die entgegenge- 
setzte Richtung: Die militärische Zusammenarbeit soll gestärkt, 
eine europäische Interventionsarmee geschaffen und die Rü- 
stungskooperation ausgeweitet werden. Mit der anstehenden Ent- 
scheidung über eine engere Verklammerung der WEU-Strukturen 
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mit der EU bis hin zu einer institutioneilen Integration hat die Re- 
gierungskonferenz die Wahl zwischen der Umwandlung der EU in 
eine Militärmacht oder der Fortentwicklung der EU als Zivilmacht. 
Die Option für eine gemeinsame Militärpolitik soll nun schrittwei- 
se umgesetzt werden. Der irische Entwurf sieht die Aufnahme der 
sogenannten Petersberg-Aufgaben in den Vertrag vor, d. h. die Be- 
reitschaft zum gemeinsamen militärischen Einsatz für humanitäre 
und „friedenserhaltende Aufgaben sowie Kampf einsätze bei der 
Krisenbewältigung einschließlich Maßnahmen zur Herbeiführung 
des Friedens" (Ergänzungsvorschlag für Artikel J. 4 EUV). Aller- 
dings ist in den bisherigen Vertragsentwürfen die Bindung an ein 
VN-Mandat nicht vorgesehen. 

Auf Initiative Deutschlands und Frankreichs hin haben fünf Mit- 
gliedstaaten nun den Entwurf eines Protokolls vorgelegt, das ein 
Phasenmodell für eine Integration der WEU in die EU vorsieht. 
Dem Europäischen Rat soll eine Leitlinienkompetenz auch für die 
WEU zukommen, die von der EU „in Anspruch genommen wer- 
den" kann (in dem irischen Textvorschlag war noch von einem „Er- 
suchen" die Rede), um die Entscheidungen und Aktionen der EU, 
die verteidigungspolitische Bezüge haben, auszuarbeiten und 
durchzuführen. Völlig ungeklärt ist dabei, wie die Nicht-Mitglie- 
der der WEU an der Ausarbeitung und Durchführung der WEU- 
Aktionen „in vollem Umfang" beteiligt werden sollen, wie es der 
Entwurf vorsieht. So unklar dieses Konzept im einzelnen ist und 
so groß auch die Widerstände insbesondere in Großbritannien und 
Dänemark dagegen sein mögen - auch ein Kompromiß, der die 
Einbeziehung des Militärs in die EU-Politik im Rahmen einer „fle- 
xiblem Zusammenarbeit" zum Gegenstand hätte, würde die Tür 
in Richtung einer „Militärunion" ein weiteres Stück öffnen. 

Diese Strategie von „Maastricht I" wird insbesondere von Frank- 
reich und Deutschland konsequent weiterverfolgt. Denn diese 
„Flexibilisierung" der EU über ein militärisches „Kerneuropa" 
wird trotz der Widerstände besonders auf die neutralen Staaten 
eine Sogwirkung ausüben. Die Einführung einer „verstärkten Zu- 
sammenarbeit" (oder „Flexibilität") zwischen einigen, aber eben 
nicht allen Mitgliedstaaten im Rahmen der G ASP - möglicherweise 
ohne Zustimmung der „Reststaaten" - bedeutet, daß damit die 
Beschlußfassung durch Einstimmigkeit oder sogar durch eine 
qualifizierte Mehrheit im Rat umgangen werden kann. Auch wenn 
sich aufgrund des Widerstands einiger Staaten das deutsch-fran- 
zösische „Phasenmodell" noch nicht durchsetzen lassen sollte, so 
wird mit den vorgeschlagenen ersten Schritten in die bislang zivil 
orientierte EU auf jeden Fall ein militärischer Pfeiler eingezogen. 
Hier wird die Basis für eine europäische Interventionsarmee gelegt. 

Zentralen Stellenwert nimmt in den Verhandlungen die Frage nach 
Mehrheitsentscheidungen im Rahmen der GASP - ein. Doch die 
Auffassungen, ob das bislang gültige Einstimmigkeitsprinzip 
Mehrheitsentscheidungen weichen soll, gehen noch immer weit 
auseinander. Die Niederländer haben jetzt mit einem neuen Arti- 
kel J. 12 EUV einen differenzierten Vorschlag unterbreitet: Es wird 
ein neues Instrument der Beschlüsse über „Strategien" hinsicht- 
lich bestimmter Regionen und Probleme neben den gemeinsamen 
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Standpunkten und Aktionen eingeführt. Solche Grundsatzbe* 
Schlüsse müssen im Rat einstimmig gefällt werden. Bei der Durch- 
führung jedoch reicht, wie teilweise bereits in Maastricht 1 vorge- 
sehen, eine qualifizierte Mehrheit, die zumindest zehn 
Mitgliedstaaten umfassen soll - ausgenommen Fragen mit mi- 
litärischem oder verteidigungspolitischem Bezug. Damit wird zwar 
grundsätzlich ein Vetorecht eingeräumt; gleichzeitig erhöht das 
Entscheidungsverfahren durch diese „Zweistufigkeit" die Hand- 
lungsfähigkeit der EU. Gleiches gilt für die Möglichkeit einer „kon- 
struktiven Enthaltung", die der erforderlichen Einstimmigkeit 
nicht entgegensteht. Das Mitgliedsland ist in diesem Falle „nicht 
verpflichtet, den Beschluß durchzuführen, akzeptiert jedoch, daß 
der Beschluß für die Union bindend ist". Es ist jedoch offenkun- 
dig, daß es einen Konsens darüber gibt, daß kein Mitgliedstaat 
überstimmt werden kann, wenn er „vitale Interessen" geltend 
macht. 

Ob durch die Veränderung der Entscheidungsverfahren auch die 
Formulierung gemeinsamer Interessen erleichtert wird, hängt stär- 
ker von zwei weiteren institutioneilen Reformen ab. So ist die 
Schaffung einer gemeinsamen Planungs- und Analyseeinheit qua- 
si beschlossene Sache, Mit dem klangvollen Namen „Strategie- 
planungs- und Frühwarneinheit" soll deutlich gemacht werden, 
daß es um eine Stärkung der konzeptionellen und operativen Vor- 
aussetzungen für eine gemeinsame Außenpolitik geht. Doch vor 
dem nächsten konsequenten Integrationsschritt, diese Einheit in- 
stitutioneil bei der Kommission und nicht, wie geplant, beim Mi- 
nisterrat anzubinden, schreckt man zurück, ln dieser Entscheidung 
manifestiert sich der Unwille, möglicherweise entscheidende 
außenpolitische Weichenstellungen aus der Hand des Rates, der 
nationalen Repräsentanten der Mitgliedstaaten, in die Verantwor- 
tung der Kommission als „Vertreterin des Gemeinschaftsinteres- 
ses" zu geben. 

Die gleiche Tendenz ist in der Frage der „Effizienz, Kontinuität und 
Sichtbarkeit der GASP" zu beobachten, die zur Schaffung eines 
neuen Amtes führen soll. Nach den schlechten Erfahrungen mit 
der ständig wechselnden Zusammensetzung der Troika, die für die 
außenpolitische Vertretung der GASP zuständig ist, wollten eini- 
ge Staaten dadurch der EU außenpolitisch mit einem „Mr. GASP" 
Gesicht und Stimme verleihen. Geeinigt hat man sich nun ledig- 
lich darauf, daß der Generalsekretär des Rates, ein hoher politi- 
scher Beamter, mit der „Unterstützung des Rates in Angelegen- 
heiten der GASP" beauftragt werden soll. Die von verschiedenen 
Seiten vorgeschlagene „kommissionsnahe Lösung", etwa die Be- 
trauung eines Kommissars mit dieser Aufgabe, fand keine Mehr- 
heit. Die vorgeschlagene Regelung ist symptomatisch für eine all- 
gemeine, besonders von französischer Seite forcierte Tendenz, die 
Rolle der Kommission zu schwächen und den Ministerrat zum 
Dreh- und Angelpunkt aller politischen Initiativen zu machen. 

Da die GASP im Wege intergouvernementaler Zusammenarbeit 
formuliert und umgesetzt wird, fehlt jegliche demokratische Kon- 
trolle. Weder nationale Parlamente noch das EP verfügen über 
wirksame Kontrollinstrumente. Dem EP wurden in Maastricht le- 
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diglich im Artikel J.7 EUV ungenügende Informations- und An- 
hörungsrechte zugestanden. An diesem Punkt ist sogar ein Inte- 
grationsrückschritt zu erkennen. Auch im Bereich der außen- und 
militärpolitischen Zusammenarbeit soll dem EP bei einer Ent- 
scheidung über die Auslösung einer „verstärkten Zusammenar- 
beit" zwischen einem Teil der Mitgliedstaaten kein Mitsprache- 
recht eingeräumt werden. Dadurch bleibt das EP von wichtigen 
Entscheidungen, die die künftige Entwicklung der EU präjudizie- 
ren, ausgeschlossen. Die für die GASP erforderlichen Haushalts- 
mittel sollen - so der Vorschlag der niederländischen Präsident- 
schaft - von nichtobligatorischen in obligatorische Ausgaben 
umgewandelt und damit der Letztentscheidung des EP entzogen 
werden. Auch im Bereich der GASP wird somit die allgemeine Ten- 
denz einer schleichenden Entdemokratisierung erkennbar. 
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